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daß die Schiedsrichter die Gelegenheit erhalten, an die 
Partner und andere Verfahrensbeteiligte Fragen zu 
richten und durch Vermittlung eigener Erfahrungen 
zur Lösung der dem Streitfall zugrunde liegenden Pro­
bleme beizutragen.

(3) Die Schiedsrichter wirken als gleichberechtigte 
Mitglieder der Schiedskommission an der Erarbeitung 
der Entscheidung mit. Bei der Entscheidungsfindung 
haben sie das gleiche Stimmrecht wie der die Schieds­
kommission leitende Vertragsrichter.

§5
Aufgaben der Schiedsrichter im Betrieb

(1) Die Schiedsrichter haben die durch ihre Mitwir­
kung im Schiedsverfahren gewonnenen Erkenntnisse 
und Erfahrungen in ihren Betrieben, Einrichtungen, 
Staats- und Wirtschaftsorganen im Rahmen ihrer be­
ruflichen und gesellschaftlichen Tätigkeit auszuwerten 
und auf diese Weise die Durchsetzung des sozialistischen 
Wirtschaftsrechts und die Mobilisierung der Werktäti­
gen zur strikten Einhaltung der Kooperationsverpflich­
tungen zu unterstützen.

(2) Die Leiter der Betriebe, Einrichtungen, Staats­
und Wirtschaftsorgane sollen mit den in ihrem Bereich 
tätigen Schiedsrichtern Beratungen durchführen, bei 
denen die Schiedsrichter die Möglichkeit haben, ihnen 
die Erfahrungen aus ihrer Schiedsrichtertätigkeit und 
ihre Vorschläge zur Anwendung des sozialistischen 
Wirtschaftsrechts zu unterbreiten.

§ 6
Schiedsrichterrat

Bei den Direktoren der Bezirksvertragsgerichte kann 
ein Schiedsrichterrat gebildet werden. Seine Aufgabe 
besteht darin, den Direktor bei der Leitung der Arbeit 
mit den Schiedsrichtern zu beraten. Im Schiedsrichter­
rat sollen die bewährtesten Schiedsrichter mitwirken.

§7
Qualifizierung der Schiedsrichter

(1) Das Staatliche Vertragsgericht hat zu gewährlei­
sten, daß den Schiedsrichtern kontinuierlich die für die 
Ausübung ihrer Funktion erforderlichen Kenntnisse 
vermittelt werden.

(2) Die Qualifizierung der Schiedsrichter erfolgt neben 
der ständigen Anleitung während der unmittelbaren 
Einbeziehung in die Arbeit des Staatlichen Vertrags­
gerichts in Form von Schiedsrichterschulungen und 
Schiedsrichterkonferenzen sowie durch die Herausgabe 
von Schulungsmaterial.

' ■ § 8  
Berufung von Schiedsrichtern

(1) Die Schiedsrichter werden auf Vorschlag oder mit 
Zustimmung der Leiter der Betriebe, Einrichtungen, 
Staats- oder Wirtschaftsorgane und gesellschaftlichen 
Organisationen berufen. Die Schiedsrichter, die beim 
Zentralen Vertragsgericht tätig sein sollen, werden 
durch den Vorsitzenden des Staatlichen Vertragsgerichts 
und die Schiedsrichter, die bei den Bezirksvertragsge­
richten tätig sein sollen, durch den Direktor des Bezirks­
vertragsgerichts berufen. Voraussetzung für die Beru­
fung ist, daß der Werktätige sein Einverständnis mit der 
Berufung als Schiedsrichter am Staatlichen Vertragsge­
richt erklärt hat.

(2) Die Berufung erfolgt durch Aushändigung einer 
Urkunde. Mit der Berufung sind die Schiedsrichter mit 
ihren Aufgaben vertraut zu machen und zu verpflich­

ten, über alle Tatsachen, über die sie durch ihre Tätig­
keit am Staatlichen Vertragsgericht Kenntnis erlangen; 
Verschwiegenheit zu wahren.

§9
Abberufung der Schiedsrichter

(1) Schiedsrichter können vom Vorsitzenden des 
Staatlichen Vertragsgerichts bzw. dem Direktor des Be- 
zirksvertragsgerichits. abberufen werden, wenn die 
Gründe, die zu ihrer Berufung als Schiedsrichter ge­
führt haben, nicht mehr vorliegen.

(2) Die Leiter der Institutionen, in denen die Schieds­
richter tätig sind, sowie die Schiedsrichter selbst kön­
nen die Abberufung beantragen.

§10
Berufung für den Einzelfall

Die Berufung von Schiedsrichtern kann auch nur für 
die Mitwirkung in einem Schiedsverfahren erfolgen, 
wenn spezielle Fachkenntnisse für die Lösung der dem 
Schiedsverfahren zugrunde liegenden Probleme erfor­
derlich sind und entsprechend geeignete berufene 
Schiedsrichter nicht zur Verfügung stehen. Die Aushän­
digung einer Urkunde erfolgt in diesen Fällen nicht. 
Die Berufung von Schiedsrichtern für ein Schiedsver­
fahren ist jeweils aktenkundig zu machen. Im übrigen 
gelten die Rechtsvorschriften des § 8.

§11
Entschädigung der Schiedsrichter

Die Entschädigung der Schiedsrichter für die Zeit der 
Ausübung ihrer schiedsrichterlichen Tätigkeit und die 
Erstattung ihrer Reisekosten und sonstigen Aufwen­
dungen erfolgt nach den Vorschriften des § 5 der Er­
sten Durchführungsbestimmung vom 18. April 1963 zur 
Verordnung über die Aufgaben und die Arbeitsweise 
des Staatlichen Vertragsgerichts (GBl. II S. 302).

§12
Schlußbestimmung

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­
öffentlichung in Kraft.

Berlin, den 1. Februar 1971
Der Vorsitzende 

des Staatlichen Vertragsgerichts 
beim Ministerrat

Dr. W a l t e r

Anordnung
über das einheitliche System 

von Rechnungsführung und Statistik 
in der sozialistischen Landwirtschaft

vom 18. Januar 1971
Zur Schaffung des einheitlichen Systems von Rech­

nungsführung und Statistik in der sozialistischen 
Landwirtschaft wird auf der Grundlage der Verord­
nung vom 12. Mai 1966 über das einheitliche System 
von Rechnungsführung und Statistik (GBl. II S. 445) 
im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Rates für 
landwirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüter­
wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik, 
dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission, 
dem Minister der Finanzen, den Leitern anderer zu-


